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Rechtswidrige Nutzung kommerziell gehandelter Handydaten durch die Polizei auch in 
Nordrhein-Westfalen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Nach Recherchen von BR1 und netzpolitik.org2 greifen deutsche Polizeibehörden im Rahmen 
von Ermittlungen teilweise auf kommerziell gehandelte Datenbestände von sogenannten 
Databrokern zurück. Dabei soll es sich unter anderem um Standortdaten aus dem digitalen 
Werbeökosystem handeln, die von Smartphone-Apps erhoben und anschließend weiterveräu-
ßert werden. Aus diesen Daten lassen sich detaillierte Bewegungsprofile von Millionen Men-
schen erstellen. 
 
Mehrere Landeskriminalämter haben gegenüber den recherchierenden Medien eingeräumt, 
auf Datenhändler oder andere Anbieter kommerziell erwerblicher Daten zurückzugreifen. Das 
Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen hat hingegen keine Auskunft über eine mögliche Nut-
zung entsprechender Datenquellen erteilt. Mehrere Datenschutzbehörden sehen für einen Zu-
griff staatlicher Stellen auf derartige Datensammlungen keine hinreichend konkrete Rechts-
grundlage. Auch der renommierte Rechtswissenschaftler Prof. Dr. Mark Zöller (LMU München) 
weist darauf hin, dass staatliche Stellen über den Erwerb kommerzieller Datensätze möglich-
erweise Informationen erhalten könnten, deren Erhebung auf direktem Weg verfassungsrecht-
lich unzulässig wäre. 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8159 mit Schreiben vom 18. August 2026 
namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 

 
1 Vgl. Brunner, Katharina, Ciesielski und Zierer Maximilian, „Polizei nutzt Standortdaten aus Handy-
Apps“, abrufbar unter: https://www.tagesschau.de/investigativ/br-recherche/standortdaten-handy-app-
polizei-datenhandel-100.html (letzter Abruf: 08.06.2026). 
2 Vgl. Dachwitz, Ingo und Meineck, Sebastian, „Deutsche Polizei nutzt offenbar rechtswidrig Datenbro-
ker“, abrufbar unter: https://netzpolitik.org/2026/daten-schwarzmarkt-deutsche-polizei-nutzt-offenbar-
rechtswidrig-databroker/ (letzter Abruf: 08.06.2026). 
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1. In welchem Umfang haben Sicherheitsbehörden des Landes Nordrhein-Westfalen 
seit 2022 Datenbestände von kommerziellen Anbietern genutzt? (Bitte aufschlüs-
seln nach Jahren und Sicherheitsbehörden) 

 
Die Sicherheitsbehörden des Landes prüfen bzw. erproben fortwährend die Nutzung rechtlich 
zulässiger und technisch möglicher Instrumente zur bestmöglichen Erfüllung ihrer gesetzli-
chen Aufgaben. Dazu zählen auch Produkte von kommerziellen Anbietern, die u.a. Daten aus 
öffentlich zugänglichen Quellen beinhalten. In diesem Kontext hat das Landeskriminalamt 
Nordrhein-Westfalen ein Produkt auf die Geeignetheit für die polizeiliche Nutzung getestet, 
welches u.a. Daten zum Betriebssystem oder Zeitstempel beinhaltet, jedoch keine Empfehlung 
für eine Ausweitung der Erprobung auf die Kreispolizeibehörden abgegeben. Dieser Anbieter 
hat keine Angaben zur Herkunft der Daten gemacht. Standardisierte statistische Erhebungen 
über erprobte Anwendungen liegen nicht vor. 
 
 
2. Welche Arten von Daten wurden hierbei jeweils beschafft? (Bitte aufschlüsseln 

nach Kategorien, wie etwa Standortdaten, Kontakt- bzw. Kommunikationsdaten, 
Gerätekennungen, sonstige personenbezogene Daten) 

 
Es wird auf die Antwort auf Frage 1 verwiesen. 
 
 
3. Auf welchen konkreten Rechtsgrundlagen beruhten Beschaffung und Nutzung der 

Daten durch die Sicherheitsbehörden? 
 
Beschaffungen unterliegen den in Nordrhein-Westfalen geltenden Vergabevorschriften sowie 
den haushaltsrechtlichen Vorgaben. Die Nutzung von Daten hängt vom jeweiligen Zweck der 
Maßnahme ab. Der unter Frage 1 benannte Test fand auf Grundlage der  §§ 161, 163 Straf-
prozessordnung statt.   
 
 
4. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, aus welchen Quel-

len die von Polizeibehörden genutzten kommerziellen Datensätze ursprünglich 
stammen? 

 
Es wird auf die Antwort auf Frage 1 verwiesen. 
 
 
5. Mit welchem Ergebnis wurde die Landesbeauftragte für Datenschutz und Informa-

tionsfreiheit Nordrhein-Westfalen vor Nutzung der Daten beteiligt? 
 
Die Voraussetzungen zur Beteiligung der Landesbeauftragten für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit Nordrhein-Westfalen waren nicht gegeben. 


